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ten. Das kostet Geld, und das will die Bundesregierung
nicht ausgeben. Da stellt sich die Frage, ob die Bundes-
regierung wirklich die Gedenkkultur an die Opfer des
deutschen Faschismus aufrechterhalten möchte.

Der Zentralrat Deutscher Sinti und Roma wünscht
sich den Erhalt von circa 2 000 Grabstätten als ge-
schützte Gedenkorte. Diese sind für die Sinti und Roma
von großer Bedeutung, weil es für die meisten vom deut-
schen Faschismus ermordeten Angehörigen keine weite-
ren Grabstellen gibt.

Der Schutz dieser Gräber wäre ein wichtiges Zeichen
für die Demokratie. Ich möchte an dieser Stelle daran
erinnern, dass heutzutage Sinti und Roma in Rumänien,
Bulgarien, Ungarn und Tschechien wieder verfolgt wer-
den. In diesen Ländern werden sie schikaniert und be-
droht. Ihre Häuser werden angezündet, sie werden ver-
trieben und manchmal auch brutal ermordet. Und in
dieser Situation werden Sinti und Roma gruppenweise
vor allem nach Rumänien ausgewiesen. Besonders
Frankreich treibt diese Handhabung gerade voran. An-
gesichts dieser zunehmend gegen Sinti und Roma ge-
richteten Angriffe in Europa muss es uns ein Anliegen
sein, dass Grabstätten der Sinti und Roma geschützt
werden. Aus meiner Sicht hat gerade Deutschland eine
besondere Verpflichtung für soziale Gerechtigkeit und
Frieden. Und man sollte darüber nachdenken, ob wirk-
lich alle im Gesetz genannten Gruppen geschützt werden
müssen. Denn wer Täter und Opfer gleichbehandelt,
verharmlost die Verbrechen.

Till Seiler (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Ich denke, wir alle sehen es als wichtige gesellschaft-
liche Aufgabe an, eine vielfältige Erinnerungskultur zu
pflegen und am Leben zu erhalten, die die Opfer von
Krieg und Gewaltherrschaft angemessen ehrt und nach-
folgenden Generationen das Ausmaß der Gewalt und
Verfolgung des letzten Jahrhunderts begreiflich macht.
Gerade in Zeiten, in denen es immer weniger Zeitzeugen
gibt, muss Erinnerung sichtbar und als Mahnung erhal-
ten bleiben. Hierfür setzen wir uns ein.

Die heute zur Abstimmung stehende Änderung des
Gräbergesetzes allerdings zielt nicht nur auf eine Ver-
waltungsvereinfachung, sondern auch auf eine Eindäm-
mung von Kosten. In der Gesetzesbegründung heißt es,
dass 65 Jahre nach Kriegsende nicht mehr mit einem
wesentlichen Anstieg der Zahl von Kriegsgräbern zu
rechnen sei. Dies scheint auf den ersten Blick plausibel,
doch haben wir, die Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die
Grünen, hierzu noch offene Fragen.

Schwerwiegendere offene Fragen ergeben sich zu
weiteren Aspekten des Gräbergesetzes, die von der an-
stehenden Gesetzesänderung nicht berührt werden. Sehr
ernst nehmen wir die vorliegende Petition, die das An-
liegen der Sinti und Roma betrifft, für die im National-
sozialismus verfolgten Sinti und Roma ein ewiges Ruhe-
recht zu erwirken. Der Völkermord an den Sinti und
Roma muss in der Erinnerungskultur eine angemessene
Rolle spielen. Hierzu gehört, dass ihre Gräber erhalten
bleiben.

Angesichts dieser und anderer zu klärender Fragen
begrüßen wir es, dass wir uns fraktionsübergreifend ver-
ständigen konnten, mithilfe von Experten zu klären, ob
es weitergehenden Bedarf gibt, das Gräbergesetz zu än-
dern. Auf dieser Grundlage stimmen wir dem Dritten
Gesetz zur Änderung des Gräbergesetzes zu. Sollten bei
dem anstehenden Expertengespräch praktikable Lösun-
gen für die anstehenden Probleme gefunden werden, die
mit einer weiteren Änderung des Gräbergesetzes umge-
setzt werden können, so muss diese zeitnah auf den Weg
gebracht werden.

Vizepräsident Eduard Oswald:

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuss für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend empfiehlt in sei-
ner Beschlussempfehlung auf Drucksache 17/7424, den
Gesetzentwurf der Bundesregierung auf Drucksache
17/6207 in der Ausschussfassung anzunehmen. Ich bitte
diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der Ausschussfas-
sung zustimmen wollen, um das Handzeichen. � Das
sind die Koalitionsfraktionen. Wer stimmt dagegen? �
Das ist die Linksfraktion. Enthaltungen? � Das sind die
Sozialdemokraten und Bündnis 90/Die Grünen. Der Ge-
setzentwurf ist damit in zweiter Beratung angenommen.

Dritte Beratung

und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. �
Das sind die Koalitionsfraktionen. Gegenstimmen? �
Linksfraktion. Enthaltungen? � Sozialdemokraten und
Bündnis 90/Die Grünen. Der Gesetzentwurf ist ange-
nommen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 26 a und b auf:

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten Josef
Philip Winkler, Memet Kilic, Volker Beck
(Köln), weiterer Abgeordneter und der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Für eine wirksame und stichtagsunabhängige
gesetzliche Bleiberechtsregelung im Aufent-
haltsgesetz

� Drucksache 17/7463 � 

Überweisungsvorschlag:
Innenausschuss (f)
Rechtsausschuss
Ausschuss für Arbeit und Soziales
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Ulla
Jelpke, Jan Korte, Sevim Da delen, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion DIE LINKE

Für eine neue Bleiberechtsregelung

� Drucksache 17/7459 � 

Überweisungsvorschlag:
Innenausschuss (f)
Rechtsausschuss
Ausschuss für Arbeit und Soziales
Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe
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Wie in der Tagesordnung ausgewiesen, werden die
Reden zu Protokoll genommen. Die Namen der Kolle-
ginnen und Kollegen liegen dem Präsidium vor.

Helmut Brandt (CDU/CSU):
Das Thema Bleiberecht für langjährig in Deutsch-

land lebende ausreisepflichtige Ausländer war in den
letzten Jahren sowohl auf Bundes- als auch auf Landes-
ebene immer wieder Gegenstand von Anträgen, parla-
mentarischen Anfragen und kontrovers geführten Dis-
kussionen, insbesondere auch jetzt wieder vor dem
Ablauf der verlängerten Regelungsfrist zum 31. Dezem-
ber 2011. Auch heute ist das Thema Bleiberecht wieder
Gegenstand einer Debatte im Deutschen Bundestag. Zu-
grunde liegen dieser Debatte zum einen ein Antrag der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sowie ein Antrag der
Fraktion Die Linke.

Mit dem Antrag von Bündnis 90/Die Grünen wird die
Bundesregierung aufgefordert, einen Gesetzentwurf zur
Änderung des Aufenthaltsgesetzes vorzulegen, der Men-
schen nach spätestens fünfjähriger Aufenthaltsdauer ein
dauerhaftes Bleiberecht gewährt, bei Familien mit Kin-
dern nach drei Jahren und bei besonders schutzbedürfti-
gen Personen auch früher. Weiterhin wird unter anderem
gefordert, dass das Kriterium der eigenständigen Siche-
rung des Lebensunterhalts keine unüberwindbare Hürde
darstellen dürfe, ernsthafte Bemühungen müssten aus-
reichen. Zudem sollen vorhandene Deutschkenntnisse
nicht zur Voraussetzung für eine Aufenthaltserlaubnis
gemacht werden. Die Regelung in § 104 a Abs. 3 Aufent-
haltsgesetz, wonach begangene Straftaten eines in häus-
licher Gemeinschaft lebenden Familienmitglieds die
Versagung der Aufenthaltserlaubnis für andere Fami-
lienmitglieder zur Folge hat, soll gestrichen werden.

Der Antrag der Fraktion Die Linke entspricht inhalt-
lich im Wesentlich dem Antrag der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen.

Die Linke fordert mit ihrem Antrag die Bundesregie-
rung ebenfalls auf, eine Bleiberechtsregelung zu schaf-
fen, die Menschen nach spätestens fünfjähriger Aufent-
haltsdauer ohne wesentliche zusätzliche Bedingungen
ein dauerhaftes Bleiberecht gewährt, bei Familien mit
Kindern nach drei Jahren und bei besonders schutzbe-
dürftigen Personen auch früher. Außerdem fordert sie
die Bundesregierung auf, gesetzliche Änderungsvor-
schläge vorzulegen, die bereits im Ansatz verhindern,
dass Kettenduldungen über Jahre hinweg entstehen, vor
allem in Fällen, in denen Abschiebungen aus rechtlichen
oder tatsächlichen Gründen ohnehin unmöglich sind,
und sich im Rahmen der Innenministerkonferenz für eine
sofortige Übergangsregelung einzusetzen, mit der zum
Jahreswechsel ein Rückfall von Personen mit einer Auf-
enthaltserlaubnis �auf Probe� in den Duldungsstatus
beziehungsweise deren Abschiebung verhindert wird.

Zusammenfassend enthalten beide Anträge eine deut-
liche Herabsenkung der Kriterien für ein dauerndes
Bleiberecht. Begründet werden die Forderungen beider
Anträge insbesondere damit, dass von den Beschlüssen
der IMK aus den Jahren 2006 und 2009 und der Altfall-
regelung des Jahres 2007 eine nur sehr geringe Zahl an

Menschen tatsächlich profitiert und eine Aufenthaltser-
laubnis erlangt habe, da die dabei aufgestellten Anfor-
derungen, insbesondere die Bedingung einer eigenstän-
digen Lebensunterhaltssicherung, übermäßig restriktiv
seien. Hinsichtlich der Änderungen verweist die Frak-
tion Die Linke auf ihre eigenen Vorschläge zur Neuge-
staltung des § 25 Abs. 5 Aufenthaltsgesetz vom Mai
2010. Eine besondere nachvollziehbare Begründung für
die geforderte Fünfjahresfrist bieten der Entwurf und
seine Begründung allerdings auch diesmal nicht.

Es ist unbestritten � die Zahlen sind uns auch bekannt �,
dass wir eine große Anzahl von Menschen mit Dul-
dungsstatus in Deutschland haben. Wir stimmen auch
darin überein, dass die aus der Bleiberechtsregelung in
bestimmten Fällen resultierenden Kettenduldungen für
die Betroffenen und auch für die Allgemeinheit einen
sehr unbefriedigenden Zustand darstellen. Dennoch ver-
kennen beide Anträge die Systemwidrigkeit ihrer Forde-
rungen und gehen meiner Meinung nach an der Realität
vorbei. Die bloßen Zahlen lassen für mich nicht automa-
tisch den Rückschluss zu, dass die Regelungen des Auf-
enthaltsgesetzes ungeeignet sind oder dass hier eine Re-
gelungslücke besteht.

Ein geduldeter Aufenthalt ist zwar ein strafloser, aber
dennoch ein rechtswidriger Aufenthalt. Dieser Umstand
bleibt meiner Meinung nach in der Diskussion um ein
Bleiberecht allzu häufig unbeachtet. Alle Menschen mit
einer Duldung sind grundsätzlich ausreiseverpflichtet,
aber aus unterschiedlichen Gründen kommen sie dieser
Ausreiseverpflichtung nicht nach. Der Staat wiederum
ist häufig nicht in der Lage, diese Menschen mit Dul-
dung abzuschieben,  also Zwang anzuwenden � ebenso
aus unterschiedlichen Gründen. Dabei wird durch die
Antragsteller nicht berücksichtigt, dass in sehr vielen
Fällen die Ursache für die Kettenduldungen von den Be-
troffenen selbst herbeigeführt wird. Denn ein Haupt-
grund ist oft, dass Unklarheit in Hinblick auf die Identi-
tät der Geduldeten besteht, dass die Papiere fehlen und
die Betroffenen oft nicht dabei mitwirken, das Problem
zu lösen, oder gar aktiv verhindern, dass ihre Identität
ermittelt wird.

Ich bin im Gegensatz zu Ihnen davon überzeugt, dass
dies in einer nicht geringen Anzahl durchaus bewusst
bzw. vorsätzlich geschieht, um eben nicht ausreisen zu
müssen. Sollen wir nun diejenigen, die ihre Mitwir-
kungspflichten, die ich im Übrigen für durchaus zumut-
bar halte, vorsätzlich verletzen und ihre Ausreise da-
durch hintertreiben, nun auch noch belohnen? Ich
denke, es ist richtig, dass wir hier unterscheiden zwi-
schen denen, die nicht ausreisen können, und denen, die
nicht ausreisen wollen, und Letzteren auch die Erteilung
der Aufenthaltserlaubnis versagen. Denn ansonsten ist
am Ende der Ehrliche der Dumme. Insofern sehe ich es
als sehr problematisch an, dass die beiden hier vorlie-
genden Anträge die Voraussetzungen für die Erteilung
eines Aufenthaltstitels an Geduldete im Vergleich zur
Altfallregelung des § 104 a Aufenthaltsgesetz in einem
nicht vertretbaren Umfang herabsetzen wollen.

Gleiches gilt für Ihre Forderung nach einer stichtags-
unabhängigen Lösung: Übereinstimmend fordern die
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Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und die Fraktion Die
Linke die Einführung einer dauerhaft stichtagsfreien, ei-
ner sogenannten rollierenden gesetzlichen Bleiberechts-
regelung. Eine solche stichtagsunabhängige Regelung
lehnen wir ab, weil das in § 1 Aufenthaltsgesetz be-
stimmte Ziel, die Zuwanderung zu steuern und zu be-
grenzen, nicht mehr erreicht würde und die Ausnahme
zur Regel würde. Die Aufenthaltslegalisierung Gedulde-
ter muss auch in Zukunft die Ausnahme bleiben. Vor-
schriften, die ein Aufenthaltsrecht allein aufgrund des
Zeitablaufs vorsehen, würden wieder diejenigen begüns-
tigen, die ihrer Ausreiseverpflichtung nicht nachgekom-
men sind. Dies hätte eine falsche Signalwirkung zur
Folge, nämlich die, dass jeder in Deutschland bleiben
kann, wenn er nur lange genug durchhält. Das wie-
derum müsste von vielen einreisewilligen Ausländerin-
nen und Ausländern geradezu als Aufforderung zur ille-
galen Einreise und zur Inanspruchnahme der hiesigen
Sozialsysteme aufgenommen werden. So einen Anreiz
wollen wir nicht schaffen. Damit würden im Übrigen
auch die Bemühungen zur Bekämpfung von Schlepper-
banden konterkariert.

Abgelehnt wird von uns außerdem Ihre Forderung
nach einem Verzicht auf die Voraussetzung der eigen-
ständigen Lebensunterhaltssicherung. Ein Verzicht auf
diese Voraussetzung würde einen Pull-Effekt mit nicht
vorhersehbaren Konsequenzen für die Stabilität der so-
zialen Sicherungssysteme entfalten und die kommunale
Ebene mit weiteren zusätzlichen Kosten belasten. Die
Lebensunterhaltssicherung der Betroffenen war und ist
Kern jeder Bleiberechtsregelung und muss es meiner
Meinung nach auch künftig bleiben. Der Erfolg am Ar-
beitsmarkt als wesentliche Voraussetzung für die wirt-
schaftliche Integration muss auch weiterhin entschei-
dender Maßstab für die Beantwortung der Frage sein,
wer dauerhaft in Deutschland bleiben darf, obwohl ein
legaler Anspruch nach den einschlägigen gesetzlichen
Bestimmungen nicht besteht. Es gibt kein Bleiberecht
durch Aussitzen.

Das bedeutet in der Konsequenz auch, den Aufenthalt
derjenigen beenden zu können und zu müssen, die kei-
nerlei Bemühungen um ihre Integration nachgewiesen
haben. Diese Maxime ist im wohlverstandenen Interesse
gerade auch jener, die sich in Deutschland legal aufhal-
ten bzw. sich ernsthaft um ihre Integration in Deutsch-
land bemüht haben. Ansonsten ist nämlich, wie ich es
anfangs bereits sagte, der Ehrliche der Dumme. Solch
eine Ungerechtigkeit birgt meiner Meinung nach einen
gesellschaftlich nicht vertretbaren Zündstoff.

Die Forderung von Bündnis 90/Die Grünen, vorhan-
dene Deutschkenntnisse nicht zur Voraussetzung für eine
Aufenthaltserlaubnis zu machen, lehne ich ebenfalls ab.
Wir alle haben in den letzten Jahren erfahren müssen,
dass eine Integration in Deutschland ohne hinreichende
Deutschkenntnisse nicht möglich ist. Es ist deshalb auch
nicht im Interesse der Betroffenen selbst, die Anforde-
rungen an deren Sprachkenntnisse herabzusetzen. Oh-
nehin sind die jetzigen Anforderungen als Mindeststan-
dard anzusehen.

In der Konsequenz führen der Forderungen der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen und der Fraktion Die Linke
zu einem quasi bedingungslosen Daueraufenthaltsrecht.
Die in diesen Fällen auf der Grundlage des geltenden
Rechts bestehende Ausreisepflicht der Betroffenen liefe
damit ins Leere. Die Frage, die sich mir dann immer
wieder aufdrängt, ist: Können wir uns eine solche Kon-
sequenz als Gesetzgeber leisten und widerspricht dies
nicht auch dem Gerechtigkeitsgefühl der Allgemeinheit?
Um das Ergebnis vorwegzunehmen: Ich denke nein. Die
hier vorgelegten Forderungen stellen in meinen Augen
keine sachgerechte Lösung dar. Ich bin außerdem der
Auffassung, dass die von uns geschaffenen Regelungen
humanitären Standards genügen. Im Frühjahr haben wir
ein ganzes Gesetzespaket geschnürt, das eine Reihe von
Verbesserungen enthält. Das Bleiberecht für gut inte-
grierte ausländische Jugendliche ist eine enorme Ver-
besserung und bedeutet eine realistische Perspektive für
viele junge Menschen mit Migrationshintergrund. Den
Ländern stehen ausreichende Möglichkeiten zur Verfü-
gung, um auf das Auslaufen der nach dem IMK-Be-
schluss verlängerten Aufenthaltserlaubnisse reagieren
zu können, zum Beispiel § 25 Abs. 4 und Abs. 5 sowie
§ 23 a Aufenthaltsgesetz. Es sollte ihnen überlassen
werden, ob und wie sie von diesen Möglichkeiten Ge-
brauch machen.

Rüdiger Veit (SPD):

Wir sprechen heute über einen Antrag von Bünd-
nis 90/Die Grünen und einen der Fraktion Die Linke,
die beide ein uns allen altbekanntes Thema behandeln.
Im Kern geht es um den Umgang mit Menschen, die seit
Jahren mit uns in Deutschland leben, keinen gesicherten
Aufenthaltsstatus und keine gesicherte Lebensperspek-
tive haben und die wir auf der anderen Seite jedoch auch
nicht haben abschieben können. Es geht also um den
Umgang mit langjährig sich bei uns aufhaltenden Ge-
duldeten.

Immer wieder haben die Innenminister der Länder
mit verschiedenen Altfall- bzw. Bleiberechtsregelungen
versucht, Menschen, die lange Voraufenthaltszeiten in
Deutschland haben, unter bestimmten, genau definier-
ten Bedingungen dann einen gesicherten Aufenthalt zu
ermöglichen. All diese Regelungen waren allerdings
Stichtagsregelungen, ebenso wie die im Jahr 2007 über
§ 104 a und b in das Aufenthaltsgesetz aufgenommene
Bleiberechtsregelung und die damit verbundene Aufent-
haltserlaubnis auf Probe. Wie wir alle wissen, ist diese
Aufenthaltserlaubnis auf Probe auf der Innenminister-
konferenz bis zum 31. Dezember 2011 verlängert wor-
den.

Alle diese Maßnahmen haben im Ergebnis, obwohl
sie durchaus auch Wirkung gezeigt haben, das Problem
der Kettenduldungen nur zum Teil beheben können. Mit
jedem Jahr, das seither verstreicht, wächst wiederum die
Zahl der Menschen mit einer ungesicherten Aufenthalts-
perspektive, deren Aufenthaltszeiten sich summieren.

Wir teilen die Ansicht von Bündnis 90/Die Grünen und
der Fraktion Die Linke, dass die bisherigen Bleiberechts-
regelungen vor allem deshalb ihr Ziel nicht vollständig

Zu Protokoll gegebene Reden



16244 Deutscher Bundestag � 17. Wahlperiode � 136. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 27. Oktober 2011

Rüdiger Veit

(A) (C)

(D)(B)

erreichen konnten, weil zum einen die Anforderungen an
die eigenständige Sicherung des Lebensunterhalts zu
hoch waren und es sich eben durchweg um Stichtags-
regelungen gehandelt hat.

Wir haben daher bereits im Dezember 2009 einen ei-
genen Gesetzentwurf für eine Altfall- bzw. Bleiberechts-
regelung in den Bundestag eingebracht, die jedoch lei-
der am 17. März 2011 abgelehnt worden ist. Darin
haben wir zur Vermeidung künftiger Kettenduldungen
eine gesetzliche Regelung vorgeschlagen, die auf einen
festen Stichtag verzichtet und die Anforderungen an die
Lebensunterhaltssicherung dahin gehend absenkt, dass
auch das ernsthafte Bemühen um Arbeit ausreicht.
Außerdem wollten wir eine Regelung für Minderjährige
schaffen. Diese sollten bei günstiger Integrations-
prognose nach vier Jahren eine Aufenthaltserlaubnis er-
halten. Menschen, die einen Schulabschluss in Deutsch-
land gemacht haben, sollten mit einer eigenständigen
Regelung ebenfalls privilegiert werden. Schließlich
wollten wir für Altfälle mit einem Aufenthalt von einem
Jahrzehnt und mehr eine noch weitreichendere Aus-
nahme von den allgemeinen Voraussetzungen einführen.

Wir werden unseren eigenen Antrag in etwas überar-
beiteter Form, aber mit den gleichen politischen Forde-
rungen demnächst erneut in den Geschäftsgang einbrin-
gen. Unser Antrag und die Anträge von Bündnis 90/Die
Grünen und der Fraktion Die Linke unterscheiden sich
vor allem in einem Punkt: der Dauer der Voraufenthalts-
zeiten. Die beiden heute zu beratenden Anträge wollen
ledigen Ausländerinnen und Ausländern mit einer Vor-
aufenthaltszeit von fünf Jahren und Ausländerinnen und
Ausländern mit minderjährigen Kindern nach einer Vor-
aufenthaltszeit von drei Jahren eine Aufenthaltserlaub-
nis erteilen. In unserem Antrag sehen wir dagegen Fris-
ten von acht Jahren für alleinstehende Ausländerinnen
und Ausländer und sechs Jahre für Ausländerinnen und
Ausländer mit minderjährigen Kindern vor.

Ich persönliche habe große Sympathie für die kürze-
ren Fristen der Kolleginnen und Kollegen von Bünd-
nis 90/Die Grünen und der Linksfraktion; das will ich
hier gar nicht verheimlichen. Allerdings waren und sind
wir bemüht, unsere Vorstellungen mit den sozialdemo-
kratischen Innenministern und Senatoren abzustimmen,
damit wir uns nicht spätestens im Bundesrat auch noch
mit deren Argumenten auseinandersetzen müssten, so-
dass die von uns vorgeschlagenen längeren Fristen
trotzdem noch einen sehr guten Kompromiss darstellen.
Daher werde ich meiner Fraktion empfehlen, sich bei
den beiden vorliegenden Anträgen von Bündnis 90/Die
Grünen und der Fraktion Die Linke der Stimme zu ent-
halten.

Hartfrid Wolff (Rems-Murr) (FDP):
Die Innenministerkonferenz hat Ende 2009 die Blei-

berechtsregelung um zwei Jahre verlängert. Die FDP
hat das nachdrücklich begrüßt.

Eine dauerhafte Regelung zu finden, die das Problem
der Kettenduldungen nachhaltig löst, ist nach wie vor
eine Herausforderung und gleicht der Quadratur des
Kreises.

Die Sachlage bleibt unverändert: Wenn bei lange ge-
duldeten, gut integrierten Ausländern eine Abschiebung
nicht mehr vertretbar ist, muss dieser Tatsache durch
eine vernünftige und unbürokratische Regelung Rech-
nung getragen werden. Die �Kettenduldungen� müssen
einer nachhaltigen Lösung zugeführt werden; wir brau-
chen für alle, insbesondere für die bisher �Geduldeten�,
Rechtssicherheit und Rechtsklarheit.

Die große Schwierigkeit einer sinnvollen Bleibe-
rechtsregelung besteht darin, einerseits den unhaltbaren
Zustand der Kettenduldungen abzuschaffen, anderer-
seits aber die Zuwanderung nach Deutschland so zu
steuern, dass diese auch nachhaltige Akzeptanz bei den
Bürgerinnen und Bürgern findet.

Die vorliegenden Anträge thematisieren zum wieder-
holten Male zwar tapfer das erstgenannte Problem, zei-
gen aber keine Lösung für das zweite auf. Tatsächliche
Integration in Deutschland muss das zentrale Kriterium
sein. Der eigenständige Lebensunterhalt ist dabei, an-
ders als es die vorliegenden Anträge sehen, sehr wohl
von entscheidender Bedeutung. Der Antrag der Linken
verneint die Notwendigkeit einer eigenständigen Le-
bensunterhaltssicherung für Menschen, die ein Aufent-
haltsrecht in Deutschland suchen. Es hilft niemandem
weiter, wenn die Fraktion Die Linke immer wieder for-
dert, de facto auf jegliche Zuwanderungssteuerung zu
verzichten. Vielmehr erweist die Linke damit den Bemü-
hungen um Ausländerintegration einen Bärendienst.
Wer einem schrankenlosen Daueraufenthaltsrecht in
vermeintlich humanitärer Gesinnung das Wort redet,
riskiert die steigende Ablehnung der Bevölkerung gegen
Zuwanderer.

Die Möglichkeit für langjährig Geduldete, den eigen-
ständigen Lebensunterhalt zu bestreiten, ist sehr wohl
ein wichtiges Kriterium der Bleiberechtsregelung. Das
dient der Integration. Wer das, wie die Linken es tun, in
die Nähe von Rechtspopulismus und Rechtsextremismus
rückt, verabschiedet sich aus dem Spektrum des demo-
kratischen Diskurses.

Unter Demokraten muss es möglich sein, Sachfragen
zu diskutieren, ohne unter Rechtsextremismusverdacht
gestellt zu werden. Die Linken beleidigen mit dieser Dif-
famierung nicht nur die Bürgerinnen und Bürger, die mit
Recht von jedem Zuwanderer erwarten, für seinen Le-
bensunterhalt selbst zu sorgen, sondern auch alle Demo-
kraten im Parlament, die dieses Bürgeranliegen hier
vertreten. Human ist nicht die Zementierung eines Bitt-
stellerstatus für immer mehr Menschen in unserem
Land, wie die Linken es wollen, sondern die Eröffnung
von Lebenschancen, wie die Koalition aus CDU/CSU
und FDP es tut.

Zuwanderer sind zu fördern, sie sind aber selbst auch
klar gefordert. Die deutsche Sprache, Demokratie und
Rechtsstaat, die Grund- und Menschenrechte sind das
für alle geltende Fundament unserer Gesellschaft.

Die Linke will das Gegenteil. Sie will die Akzeptanz
von Ausländern in Deutschland erschweren, die Sozial-
systeme sprengen, die inneren Spannungen erhöhen und
die deutsche Gesellschaft desintegrieren, indem sie fal-
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sche Erwartungen weckt und statt Engagement nur An-
spruchsdenken fördert. Auf einen fundierten Beitrag von
Linken oder auch Grünen zur Lösung der sehr realen In-
tegrationsprobleme in Deutschland, der nicht nur auf
Wunschdenken und Ideologie beruht, warten wir nun
schon, seitdem es diese Parteien gibt. Durch die Wieder-
holung der immer gleichen Anträge wird leider kein
Problem gelöst.

Wir Liberalen wollen dagegen eine neue Kultur des
Willkommens, die nicht falsche Versprechungen auf Kos-
ten anderer Leute macht, sondern Chancen und Per-
spektiven eröffnet. Wir geben Menschen Chancen. Da-
rauf sind wir stolz.

Ulla Jelpke (DIE LINKE):

Weiterhin gibt es 87 000 Menschen in der Bundesre-
publik, deren Aufenthalt lediglich geduldet wird. 60 Pro-
zent dieser Menschen leben bereits seit sechs und mehr
Jahren in Deutschland. Unter ihnen befinden sich annä-
hernd 10 000 Roma aus den Nachfolgestaaten Jugos-
lawiens, denen in ihren Herkunftsstaaten massive Aus-
grenzung und Diskriminierung drohen. Tausende
kommen aus Syrien, dem Irak und weiteren Staaten, de-
ren Regierungen ihren Bürgern keine Sicherheit geben
wollen oder können.

Neben der Lage in den Herkunftsländern ist für uns
ein anderer Punkt von entscheidender Bedeutung. Egal,
ob diese Menschen nun die deutsche Sprache beherr-
schen oder in den Arbeitsmarkt integriert sind, sie sind
faktisch verwurzelt; sie haben sich in Deutschland ein-
gelebt. Das gilt in besonderem Maße für die Kinder und
jungen Heranwachsenden, die immerhin ein Drittel al-
ler Geduldeten ausmachen. Im Sommer wurde eine Re-
gelung für besonders gut integrierte Jugendliche ge-
schaffen. Für ihre Eltern gilt aber weiterhin: Können sie
keinen eigenständigen Lebensunterhalt nachweisen,
bleiben sie in der Duldung und müssen mit Abschiebung
rechnen, wenn die Kinder volljährig sind. Dass viele Fa-
milien auf dieses vergiftete Geschenk verzichten, ver-
wundert daher nicht.

Die im Sommer in Kraft getretene gesetzliche Bleibe-
rechtsregelung für gut integrierte Jugendliche war die
letzte in einer langen Reihe von Regelungen, mit denen
langjährig Geduldeten ein Aufenthaltstitel verschafft
werden sollte. Seit 2006 ist fast kein Jahr ohne neue
Bleiberechtsregelung ausgekommen. 2006 gab es einen
Beschluss der Innenminister, 2007 eine gesetzliche Re-
gelung, 2009 folgte ein weiterer Beschluss der Innen-
minister. All diese Beschlüsse sind nur unter dem großen
Druck von Kirchen und Wohlfahrtsverbänden entstan-
den. Sie haben � das wollen wir nicht bestreiten � vielen
Menschen auch einen sicheren Aufenthaltsstatus ge-
bracht. Zugleich sind parallel zu diesen Altfallregelun-
gen wieder neue Duldungen entstanden. Der Anteil der
langjährig Geduldeten an der Gesamtzahl aller Men-
schen mit einer Duldung stieg zwischenzeitlich sogar
auf 64 Prozent und liegt heute bei 59 Prozent. Das heißt,
dass für die Betroffenen von Kettenduldungen die Ge-
fahr groß ist, über viele Jahre hinweg in diesem unsiche-
ren Status gefangen zu bleiben.

Eine neue, gesetzliche Regelung zu beschließen, ist
von großer Dringlichkeit. Denn mit der gesetzlichen Alt-
fallregelung von 2007 wurde die sogenannte Aufent-
haltserlaubnis auf Probe eingeführt. Wer bis zu einem
Stichtag keinen eigenständigen Lebensunterhalt, aber
immerhin Bemühungen um eine Beschäftigung nachwei-
sen konnte, erhielt diesen neuen Aufenthaltstitel. Kaum
einer schaffte es aber, in die reguläre Aufenthaltserlaub-
nis zu wechseln. Deshalb haben dann die Innenminister
der Länder und des Bundes 2009 entschieden, dass für
die über 30 000 Betroffenen auch eine Verlängerung um
zwei Jahre möglich sein soll. Diese zwei Jahre laufen
Ende des Jahres ab. Darum besteht dringender Hand-
lungsbedarf, um ein erneutes Abgleiten dieser Perso-
nengruppe in die Duldung und letztlich sogar die Ab-
schiebung zu verhindern.

Die Einführung einer sogenannten Probeaufenthalts-
erlaubnis und die Verlängerung dieses Aufenthaltstitels
werten wir als Eingeständnis der Unionsparteien und
der FDP, dass mit dem Festhalten am Erfordernis der
eigenständigen Lebensunterhaltssicherung eine befrie-
digende Lösung nicht erreicht werden kann. Die Betrof-
fenen sind jahrelang bewusst vom Arbeitsmarkt fernge-
halten worden. Die Beschäftigungsverhältnisse, die
ihnen offenstehen, sind meist nicht existenzsichernd.
Davon sind mittlerweile auch weit über 1 Million Bun-
desbürger betroffen, die ihren Verdienst mit Hartz-IV-
Leistungen aufstocken müssen, um von ihrer Arbeit le-
ben zu können.

Die Lösung dieser Probleme � Entstehung neuer Ket-
tenduldungen durch Stichtage und zu hohe Anforderun-
gen an die Lebensunterhaltssicherung � kann nur in
einer einfachen und stichtagsungebundenen Bleibe-
rechtsregelung bestehen. Dafür wollen wir ein gesetzli-
ches Bleiberecht für all jene schaffen, die sich seit fünf
Jahren geduldet in einem Asylverfahren oder als Bür-
gerkriegsflüchtlinge in Deutschland befinden. Für Fa-
milien, Kinder, Traumatisierte und weitere Härtefälle
sollen auch kürzere Fristen gelten. Bis zum Inkrafttreten
einer neuen gesetzlichen Regelung fordern wir Über-
gangsbestimmungen zur Verlängerung der geltenden
Aufenthaltstitel. Damit soll verhindert werden, dass
Menschen abgeschoben werden, die möglicherweise in
den Genuss der neuen Bleiberechtsregelung kommen
könnten.

Josef Philip Winkler (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Mit verschiedenen Altfall- und Bleiberechtsregelun-
gen haben Bund und Länder in den vergangenen Jahren
versucht, zu bestimmten Zeitpunkten langjährig Gedul-
deten unter engen Voraussetzungen einen legalen Auf-
enthalt zu ermöglichen. Eine grundlegende Lösung fehlt
jedoch weiterhin.

Die Zahl der langjährig in Deutschland geduldeten
Personen ohne gesicherte Aufenthaltsperspektive ist
weiterhin hoch. Ende Juni 2011 lebten 87 000 Geduldete
in Deutschland, davon über 51 000 bereits länger als
sechs Jahre.
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Die 2007 über §§ 104 a, 104 b in das Aufenthaltsgesetz
aufgenommene � stichtagsgebundene � Bleiberechtsrege-
lung und die Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis auf
Probe nach § 104 a Abs. 1 Satz 1 Aufenthaltsgesetz durch
Beschluss der Innenministerkonferenz vom Dezember
2009 haben die weithin kritisierte Praxis der �Kettendul-
dungen� nicht wirksam beenden können. Zudem wird
diese Regelung am 31. Dezember 2011 auslaufen.

Gründe für die Defizite der bisherigen Bleiberechts-
regelungen sind die strikten Ausschlusskriterien, will-
kürlich festgesetzte Stichtage und überzogene Anforde-
rungen, insbesondere an die eigenständige Sicherung
des Lebensunterhalts. Die bisherigen Regelungen be-
rücksichtigen zudem humanitäre Härtefälle nicht aus-
reichend; denn gerade alte und kranke Menschen, die
auf dem Arbeitsmarkt keine Chance haben, sowie kin-
derreiche Familien werden von der Bleiberechtsrege-
lung ausgeschlossen.

Stichtagsregelungen führen immer wieder zu neuen
humanitären Härtefällen. Daher ist eine dauerhafte
gleitende Bleiberechtsregelung ohne festen Stichtag not-
wendig, die auch auf zukünftige Fälle Anwendung finden
kann.

Zwar trat zum 1. Juli 2011 mit dem neuen § 25 a Aufent-
haltsgesetz eine stichtagsunabhängige Regelung in Kraft,
die gut integrierten Jugendlichen eine Bleiberechtschance
bieten soll. Die konkreten Bedingungen führen jedoch
dazu, dass erneut nur eine kleine Zahl davon profitieren
wird.

Mit dem Auslaufen der Bleiberechtsregelung Ende
2011 droht vielen in Deutschland lebenden Menschen,
die derzeit nur über eine Aufenthaltserlaubnis �auf
Probe� verfügen, ein Ende ihres vorläufigen Bleibe-
rechts. Ihnen droht der Rückfall in die Duldung.

Der vorliegende Antrag fordert daher die Bundesre-
gierung auf, zeitnah eine stichtagsunabhängige soge-
nannte rollierende gesetzliche Bleiberechtsregelung zu
schaffen. Damit soll zum einen Ausländerinnen und Aus-
ländern, die bisher lediglich eine Aufenthaltserlaubnis
auf Probe nach § 104 a Abs. 1 Satz 1 des Aufenthaltsge-
setzes erhalten haben, eine gesicherte Perspektive eröff-
net werden. Zum anderen gilt es, die Zahl der Kettendul-
dungen für Personen, die sich seit mehreren Jahren hier
aufhalten, deutlich zu reduzieren.

Insbesondere an der Bedingung einer eigenständigen
Lebensunterhaltssicherung scheitern bisher viele An-
träge auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis, daher
müssen die Kriterien gesenkt werden. Denn bisher ge-
fordert wird nicht nur ein dauerhaftes Arbeitsverhältnis,
sondern auch ein regelmäßiges Arbeitseinkommen in
Höhe des Arbeitslosengeldes II � zuzüglich zusätzlicher
Freibeträge. Während fast 1,4 Millionen Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer in Deutschland aufstockende
Hartz-IV-Leistungen erhalten � für Beschäftigte im Nie-
driglohnsektor ist das sogenannte Aufstocken ein Nor-
malfall �, wird die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis
von der vollständigen Lebensunterhaltssicherung ab-
hängig gemacht. Dies sind überzogene und unrealisti-
sche Anforderungen; ernsthafte Bemühungen, den Le-

bensunterhalt überwiegend zu sichern, müssen
ausreichend sein.

Unter die gesetzliche Bleiberechtsregelung sollten
auch Menschen fallen, die nicht arbeiten können, etwa
weil sie alt, krank, traumatisiert oder behindert sind
oder weil sie Angehörige pflegen oder Kinder erziehen.

Bei besonders verletzlichen Personen, wie unbeglei-
teten Minderjährigen, Traumatisierten und Opfern von
rassistischen Übergriffen, sind zudem die Aufenthalts-
zeiten als Voraussetzung für die Erteilung einer Aufent-
haltserlaubnis deutlich zu verkürzen. Bei Traumatisier-
ten bestätigen alle Experten, dass ein gesichertes
Aufenthaltsrecht zwingende Voraussetzung für eine Ge-
nesung ist.

An die Erfüllung von Mitwirkungspflichten dürfen
keine überzogenen Anforderungen gestellt werden. Al-
lenfalls fortgesetzte, vorsätzliche und schwerwiegende
Verletzungen von Mitwirkungspflichten können zum
Ausschluss von der Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis
führen. Insbesondere die Frage, ob eine Passlosigkeit
selbst verschuldet ist, ist oftmals nicht eindeutig zu be-
antworten. Asylfolgeanträge sind in vielen Fällen auf-
grund der politischen Entwicklungen im Herkunftsland
oder einer Änderung der Rechtsprechung sinnvoll und
gerechtfertigt. Das Ausschöpfen des Rechtsweges darf
im Rechtsstaat nicht negativ sanktioniert werden.

Im Hinblick auf Straftaten als Ausschlussgrund sollte
nicht die ganze Familie aufgrund einer Straftat durch
ein Familienmitglied von der Erteilung einer Aufent-
haltserlaubnis ausgeschlossen bleiben (�Sippenhaf-
tung�). 

Vorhandene deutsche Sprachkenntnisse sollten nicht
zur Voraussetzung für die Erteilung einer Aufenthaltser-
laubnis gemacht werden. Viele langjährig geduldete
Personen verfügen zumindest über Grundkenntnisse der
deutschen Sprache. Personen, die nach dieser Regelung
eine Aufenthaltserlaubnis erhalten, sollte die Teilnahme
an den Integrationskursen ermöglicht werden.

Nur eine großzügige Bleiberechtsregelung, die auch
humanitären Grundsätzen genügt, ist auf Dauer geeig-
net, das Problem der Kettenduldungen zu lösen und den
betroffenen Menschen eine gesicherte Lebensperspek-
tive zu eröffnen.

Vizepräsident Eduard Oswald:
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf

den Drucksachen 17/7463 und 17/7459 an die in der Ta-
gesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. �
Sie sind alle damit einverstanden. Dann ist das auch so
beschlossen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 27 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. Martina
Bunge, Kathrin Vogler, Jan Korte, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion DIE LINKE

Moratorium für die elektronische Gesund-
heitskarte

� Drucksache 17/7460 � 


